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Politik | In der kantonalen Politik gibt es (zu) viele Baustellen. Die Regierung ist mächtig unter Druck 

Staatsrat regiert ohne Fortune

SITTEN | Der Walliser Re-
gierung ist der Start ins
neue Jahr missglückt.
Und zwar gründlich.
Hoffnung ist aber ange-
sagt – denn es kann nur
noch besser werden. 

HEROLD BIELER 

Negativer (und peinlicher) Hö-
hepunkt in den ersten neun Mo-
naten der neuen Legislaturperi-
ode war in der vorletzten Wo-
che der kollektive Auftritt vor
den Medien in Sitten. Die Walli-
ser Regierung sass in corpore
wie Schulbuben auf der Ankla-
gebank. «Gemeinsam sind wir
stark» oder «In der Not müssen
wir zusammenrücken», wird
sich die Regierung wohl ge-
dacht haben. Obwohl sie viel ge-
redet, aber wenig gesagt hat,
war dieses Einigkeitdemons-
trieren und Vertrauen-ineinan-
der-Zeigen auch riskant. Der Be-
freiungsschlag könnte gar vol-
lends zum Bumerang werden,
wenn sich die Ereignisse nicht
so entwickeln sollten, wie dies
die Regierung glauben mach-
te – und hofft. 

Freysingers 
Personalentscheide…
Alles begann bereits Ende März
2013, als die alte Regierung (oh-
ne Oskar Freysinger) die Wie-
dereinsetzung von Christian Va-
rone als Kommandant der Kan-
tonspolizei beschloss. Varone
darf seither wieder höchster
Walliser Polizist sein, obwohl er
eigentlich Politiker werden
wollte. 

Dann mischte die neue
Regierung die Departemente
kräftig durch, damit auch jede

und jeder einigermassen zufrie-
den sein konnte. Als Erstes stell-
te Freysinger dann den langjäh-
rigen Dienstchef Jean-François
Lovey frei. Die Dienststelle für
Unterrichtswesen – ohne Zwei-
fel eine der wichtigsten in der
aufgeblähten und verakademi-
sierten Kantonsverwaltung –
war so mehr als ein halbes Jahr
führungslos. In der cheflosen
Phase stimmte das Walliser Par-
lament dem neuen Primar-
schulgesetz zu. Wann es denn
nun in Kraft gesetzt wird, ist im-
mer noch offen. 

Es wäre eine der ersten
(von vielen) Aufgaben von Jean-
Marie Cleusix gewesen. Doch
der neue Dienstchef muss sich
mehr mit seinen verjährten
Steuergeschichten und einge-
sparten Steuerzahlungen (in et-
wa in der Höhe seines jetzigen
Jahresgehalts) beschäftigen als
mit der Walliser Schule. Das
macht ihn angreifbar. Die Re-
gierung wäre mittlerweile wohl
froh, wenn sie Cleusix nicht
vom Generalsekretär des Depar-
tements, zu dem ihn einst noch
FDP-Staatsrat Claude Roch
machte, zum Chef der Dienst-
stelle für Unterrichtswesen be-
fördert hätte. 

…und sein Bärendienst
Immerhin kann Staatsrat Frey-
singer nun auch erstmals die
Ernennung von Slobodan Des-
pot rechtfertigen. Denn der
legt sich mächtig für den neu-
en Dienstchef ins Zeug. Viel-
leicht wird Despot seinem
Staatsrat auch raten, künftig
vor den Oberwalliser Partei-
freunden nicht mit süffisanten
Sprüchen über die Unterwalli-

ser SVP-Kollegen billigen Ap-
plaus abzuholen. Wer hätte zu-
dem im vergangenen Mai ge-
dacht, dass sich Freysinger we-
nige Monate später in TV-Inter-
views Sorgen machen würde,
dass seine Beamten reihenwei-
se ein Burn-out erleiden könn-
ten. Das ist zwar höchst hono-
rabel, aber er ist mit dem An-
spruch angetreten, in Sitten
aufzuräumen. Bisher hat er
nicht für Ruhe und Ordnung
gesorgt. Im Gegenteil. 

Freysinger leistet mit sei-
nem Festhalten am National-
ratsmandat auch den Befürwor-
tern einer Erhöhung der An-
zahl Staatsräte von fünf auf sie-
ben einen Bärendienst. Warum
soll man eine halbe Million
Franken mehr pro Jahr für die
Regierung ausgeben, wenn seit
Herbst 2007 fast immer ein
Walliser Regierungsmitglied
auch in Bern politisiert? Die Re-
form über Gebiet und Institu-
tionen (R21) gehört zu den Prio-
ritäten der laufenden Legisla-
tur. Hält die Regierung daran
fest, das gesamte Paket in einer
Abstimmung dem Volk vorzule-
gen, dann wird man aber auch
in diesem Dossier Schiffbruch
erleiden. 

Tornays Niederlage in
der Langzeitpflege 
Staatsrat Maurice Tornay muss
sich seit Monaten mit der Affäre
«Giroud» herumschlagen. Er
hat ein Budget 2014, in dem im-
mer noch 50 Millionen Franken
fehlen. Und er hat beim Gesetz
über die Langzeitpflege eine
empfindliche Schlappe kassiert.
Der Gewerkschafter Beat Jost
erzwang fast im Alleingang ei-

nen Urnengang, den der Staats-
rat stets ablehnte. Das Spital-
dossier konnte Tornay mittler-
weile wie eine heisse Kartoffel
an Esther Waeber-Kalbermat-
ten weiterreichen. Auch hier er-
litt die Regierung aber eine
empfindliche Niederlage. Das
Parlament zwang ihr im De-
zember eine PUK auf. Immer-
hin hat die Regierung nun die
Leitlinien für die künftige kan-
tonale Spitalplanung festgelegt.
Wie gut die vernünftigen Vor-
schläge in den Regionen an-
kommen werden, ist offen. 

Cina mit einem Berg 
von Problemdossiers
Staatsrat Jean-Michel Cina ist
mit der Ernennung zum Präsi-
denten der Konferenz der Kan-
tonsregierungen (KdK) so etwas
wie der höchste Kantonspoliti-
ker der Schweiz. Er scheint mit
seinen Gedanken wieder ver-
mehrt in der übrigen Schweiz
zu sein als im Wallis. Seine Zu-
kunft sieht er im Ständerat oder
vielleicht sogar im Bundesrat. 

Dabei warten mit der
Zweitwohnungsinitiative, der
Revision des Raumplanungsge-
setzes, der Energie oder dem
Tourismus viele Probleme auf
eine Lösung. Beim neuen Tou-
rismusgesetz muss er in diesem
Jahr im zweiten Anlauf gewin-
nen. 

Ein weiteres negatives
Lehrstück ist die Bewältigung
der Quecksilber-Affäre in Ra-
ron. Zuerst versteckte sich
Staatsrat Jacques Melly hinter
dem Gesetz. Als der Druck der
Öffentlichkeit grösser wurde,
konnte man sich dann doch zu
Massnahmen durchringen.

Mittlerweile hat man mit der
Lonza immerhin eine Koordina-
tionsgruppe gebildet. 

Der Irrlauf einer 
Chaostruppe
Die Regierung scheint auch das
Parlament nicht immer ganz
ernst zu nehmen. Nur so ist es
erklärbar, dass man parlamen-
tarische Vorstösse bis im Früh-
jahr 2016 aufs Eis legen will. Die
Anwesenheitsrate der Regie-
rungsmitglieder während der
Debatten im Grossen Rat ist tief.
Esther Waeber-Kalbermatten
weilte während der November-
Session sogar in den Ferien. Das
kritisier(t)en im Parlament vie-
le, offen zu sagen wagte es hin-
gegen fast niemand. 

Auch der Unmut in den
Gemeinden wächst. Dass die
Gemeindebehörden von Ley-
tron vor zwei Wochen in der
Affäre Cleusix den Gang an die
Öffentlichkeit wählten, ist nur
ein konkretes Beispiel. Irgend-
wann ist das Fass voll. Man
fühlt sich in den kommunalen
Verwaltungen von «Sitten» im-
mer öfter zu wenig respek-
tiert. Dossiers bleiben monate-
lang auf Dienststellen blo-
ckiert, Entscheide werden ver-
zögert und Steuerdossiers
bleiben gar ein Jahrzehnt lang
liegen. Nur mit Briefeschrei-
ben lassen sich die Probleme
nicht regeln, sagte kürzlich
auch Lonza-VR-Präsident Rolf
Soiron im WB-Interview. 

Von aussen betrachtet
wirken die jüngsten Ereignisse
und Auftritte der Walliser Re-
gierung wie ein Irrlauf einer
Chaostruppe. Jedes Volk hat die
Regierung, die es verdient. 

Missglückter Start. Die Walliser Regierung hat in den ersten neun Monaten der Legislatur oft keine gute Figur gemacht. FOTO WB


